
Informationen gemäß Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 DSGVO aufgrund der 
Erhebung von personenbezogenen Daten 

Im Zusammenhang mit Ihrem Antrag auf Planfeststellungsverfahren/Plangenehmi-
gungsverfahren werden bei Ihnen personenbezogene Daten erhoben. Bitte beachten Sie 
hierzu nachstehende Datenschutzhinweise: 

1. Angaben zum Verantwortlichen

Verantwortlich für die Datenerhebung ist: 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 
Platz der Deutschen Einheit 1 
38100 Braunschweig 
Telefon 0531 470-1 
stadt@braunschweig.de 

2. Angaben zum Datenschutzbeauftragten

Die Kontaktdaten der behördlichen Datenschutzbeauftragten lauten: 

Behördliche Datenschutzbeauftragte 
Fachbereich Zentrale Dienste 
Bohlweg 30 
38100 Braunschweig 
Telefon 0531 470-2425 
datenschutz@braunschweig.de 

3. Angaben zur datenerhebenden Stelle

Stadt Braunschweig 
Fachbereich Umwelt 
Willy-Brandt-Platz 13
38102 Braunschweig
Telefon: 0531 470-6305 
umweltschutz@braunschweig.de 

4. Angaben zur Aufsichtsbehörde

Zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist: 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstr. 5 
30159 Hannover 
Telefon 0511 125-4500 
poststelle@lfd-niedersachsen.de 

5. Zwecke/Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
a) Ihre personenbezogenen Daten werden aufgrund der Bearbeitung des Antrages

erhoben und verarbeitet.
b) Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung Ihrer Daten sind Artikel 6 Absatz 1 Satz 1

Buchstabe c) DSGVO (rechtliche/gesetzliche Verpflichtung) sowie § 88 Absatz 1
Wasserhaushaltgesetz (WHG).
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6. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
(einschließlich des Zwecks der „Übermittlung“, der unter 5. bereits dargestellt ist)

Eine Weitergabe Ihre personenbezogenen Daten innerhalb der Stadtverwaltung findet 
nicht statt. 

7. Übermittlung an ein Drittland (außerhalb der EU) oder eine internationale
Organisation

Eine Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine internationale 
Organisation findet nicht statt.  

8. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung dieser Dauer

Die personenbezogenen Daten werden dauerhaft gespeichert. 

9. Rechte der Betroffenen

Bei der Erhebung personenbezogener Daten stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
- Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO)
- Recht auf Berichtigung/Vervollständigung (Art. 16 DSGVO)
- Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO)
- Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO)
- Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO)
- Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung (Art. 21 DSGVO)

10. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde

Wenn Sie der Auffassung sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
gegen die DSGVO verstößt oder Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche in sonstiger 
Weise verletzt worden sind, haben Sie das Recht, sich bei einer Datenschutzbehörde 
(wahlweise der für den Arbeitsort, den Ort des mutmaßlichen Verstoßes oder den Wohn-
ort) Beschwerde einzulegen. Die für die Stadt Braunschweig zuständige Datenschutz-
behörde finden Sie unter Punkt 4. dieses Bogens.  

11. Pflicht zur Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten

Diese Pflicht ergibt sich aus § 88 Absatz 1 Wasserhaushaltgesetz (WHG). 

12. Weiteres

Beachten Sie bitte vor dem Ausfüllen des nachfolgenden Formulars die daten-
schutzrechtlichen Informationen gemäß Datenschutzgrundverordnung in den  
Hinweisen zum Datenschutz (je nach Browser/-einstellungen können eingegebene 
Daten bei späterem Aufruf der Datenschutzhinweise verloren gehen). 

Stand: 22. Juni 2020 

http://www.braunschweig.de/datenschutz.html


Stadt Braunschweig
Fachbereich Umwelt
Willy-Brandt-Platz 13
38102 Braunschweig 
wasserbehoerde@braunschweig.de

Antrag Planfeststellungsverfahren/Plangenehmigungsverfahren
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Absenderin/Absender *

Gemarkung

Straße, Hausnummer(n)

Baugrundstück: *

Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer) *

Name, Vorname *

Telefon, Fax *

Bauherrin/Bauherr:

E-Mail

Flur Flurstück(e)

Braunschweig,

zutreffendes bitte ankreuzen.

Pflichtfelder sind mit * gekennzeichnet;

(wird von der Behörde ausgefüllt)

Eingang am:

Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer) *

Name, Vorname *

Telefon, Fax *

Planverfasserin/Planverfasser:

E-Mail

Anschrift (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer) *

Name, Vorname *

Telefon, Fax *

Grundstückseigentümerin/Grundstückseigentümer:

E-Mail

(ggf. separate Auflistung als Anlage beifügen)
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Unterschrift Bauherrin/BauherrDatum
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Rechtswert

Koordinaten der Entnahmestelle(n) und der Einleitstelle(n), des Ausbaus usw.: *

Diesem Antrag sind folgende Unterlagen beigefügt:

Unterschrift Planverfasserin/PlanverfasserDatum

Hochwert
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Baugenehmigung, Aktenzeichen:

Entnahmestelle

Einleitstelle

Deutliche Markierungen sind im Lageplan vorhanden.



Umfang der Antragsunterlagen
für ein Planfeststellungsverfahren/Plangenehmigungsverfahren Herstellung eines Gewässers

(1. Ausführungsbestimmungen zum Niedersächsischen Wassergesetz)

Der Antrag soll folgende Angaben enthalten:

Name und Wohnort (bei juristischen Personen: Sitz des Unternehmens) des Antragstellers;

Erläuterungsbericht über Art, Umfang, Zweck und voraussichtliche Kosten des geplanten
Vorhabens;

Grundstück/Grundstücke, auf dem die Maßnahme geplant ist mit Katasterbezeichnung
(Gemarkung, Flur, Flurstück) und Angabe des Eigentümers mit Anschrift (ggf. tabellarische
Auflistung);

voraussichtlich berührte Grundstücke mit Katasterbezeichnung und der Angabe des Eigentümers
mit Anschrift (ggf. tabellarische Auflistung);

Übersichtskarte M = 1:25000 o. ä. mit eingezeichnetem Vorhaben;

Lageplan, aus dem das/die Gewässer, die geplante Maßnahme, Bezeichnung der Gemarkung,
Flur, Flurstücke, Höhenlinien sowie Grenzen unter Schutz gestellter Gebiete ersichtlich sind, im
Maßstab M = 1:5000 (Deutsche Grundkarte);

betroffene öffentliche Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsanlagen;

Baupläne (Ansichten, Grundrisse, Längs- und Querschnitte im Maßstab M = 1:200 o. ä.) mit Bau-
und Betriebsbeschreibung von geplanten baulichen Anlagen;

zeichnerische Darstellungen, bezogen auf die Verhältnisse vor und nach der Durchführung der
Maßnahme: Höhenpläne bzw. Längsschnitte mit Beobachtungszeitraum;

bei Grundwasser: Mittelwert (MW) des Jahres und des Sommer- und Winterhalbjahres, sowie
oberer (HW) und unterer (NW) Grenzwert des Grundwasserstandes;

bei oberirdischen Gewässern: Mittelwasserstand (MW), höchster (HHW) und mittlerer (MHW)
Hochwasserstand, niedrigster (NNW) und mittlerer (MNW) Niedrigwasserstand, mittlerer Abfluß
(MQ), höchster (HHQ) und mittlerer (MHQ) Hochwasserabfluß sowie niedrigster (NNQ) und
mittlerer (NMQ) Niedrigwasserabfluss;

voraussichtliche Wirkungen auf die Gewässergüte, den Fischbestand, den Grundwasserstand
oder Wasserstand im oberirdischen Gewässer, den Boden und den Kulturzustand der betroffenen
Grundstücke, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild;

Plan für die Verteilung evtl. verbleibenden Bodenaushubes und Rekultivierungsmaßnahmen;

die erforderlichen Angaben und Unterlagen zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der
Naturschutzgesetze (Einholung einer gutachtlichen Stellungnahme, in Abstimmung mit der
Unteren Naturschutzbehörde,  Herrn Kahrmann, Tel.: 0531 470-6340);

die Pläne sind mit einer Zeichenerklärung zu versehen, sämtliche Höhenangaben sind auf
Normalnull (NN) zu beziehen;

alle Anlagen des Antrages sind von ihren Verfassern, der Erläuterungsbericht zusätzlich auch vom
Antragsteller mit Angabe des Datums zu unterzeichnen.
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